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Erste Verordnung
des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz

zur Änderung der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung
der Gerichtsvollzieher

Vom 5. Dezember 2016

Auf Grund des § 30 des Sächsischen Beamtengesetzes
vom 18. Dezember 2013 (SächsGVBl. S. 970, 971) verordnet
das Staatsministerium der Justiz im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium des Innern:

Artikel 1
Änderung der Verordnung über die Ausbildung

und Prüfung der Gerichtsvollzieher

Die Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums der
Justiz über die Ausbildung und Prüfung der Gerichtsvollzieher
vom 17. September 2004 (SächsGVBl. S. 532) wird wie folgt
geändert:

1. In der Überschrift werden vor der Angabe „APOGV“ die
Wörter „Gerichtsvollzieherausbildungs- und Prüfungsord-
nung“ eingefügt.

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a) In der Angabe zu § 2 wird das Wort „Ausbildung“ durch

das Wort „Gerichtsvollzieherausbildung“ ersetzt.
b) In der Angabe zu § 3 wird das Wort „Ausbildung“

durch das Wort „Gerichtsvollzieherausbildung“ er-
setzt.

c) Nach der Angabe zu § 3 wird folgende Angabe ein-
gefügt:
„§ 3a Zulassung weiterer Bewerber“.

d) Nach der Angabe zu § 4 wird folgende Angabe ein-
gefügt:
„§ 4a Vorbereitende Ausbildung“.

e) In der Angabe zu § 5 wird das Wort „Ausbildung“ durch
das Wort „Gerichtsvollzieherausbildung“ ersetzt.

f) Die Angabe zu § 7 wird wie folgt gefasst:
„§ 7 (weggefallen)“.

g) Die Angabe zu § 18 wird wie folgt gefasst:
„§ 18 Bewertung der Leistungen“.

h) Die Angabe zu § 19 wird wie folgt gefasst:
„§ 19 (weggefallen)“.

3. § 1 wird wie folgt gefasst:
„§ 1

Befähigung zum Gerichtsvollzieher

Die Befähigung zum Gerichtsvollzieher besitzt, wer
1. die Gerichtsvollzieherausbildung absolviert und die

Gerichtsvollzieherprüfung bestanden hat oder
2. die Rechtspflegerprüfung bestanden und mindestens

sechs Monate auf der Grundlage eines Dienstleis-
tungsauftrags erfolgreich die Aufgaben eines Ge-
richtsvollziehers wahrgenommen hat.“

4. § 2 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift wird das Wort „Ausbildung“ durch

das Wort „Gerichtsvollzieherausbildung“ ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die Gerichtsvollzieherausbildung ist eine

praxisbezogene Fachausbildung. Sie schließt mit der
Gerichtsvollzieherprüfung ab.“

5. Die §§ 3 und 4 werden durch die folgenden §§ 3 bis 4a er-
setzt:

„§ 3
Zulassung zur Gerichtsvollzieherausbildung

(1) Zur Gerichtsvollzieherausbildung kann zugelassen
werden, wer
1. in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zum Frei-

staat Sachsen steht,
2. die Prüfung für die Laufbahn der zweiten Einstiegs-

ebene der Laufbahngruppe 1 in der Fachrichtung Jus-
tiz mit dem fachlichen Schwerpunkt Justizdienst be-
standen hat,

3. sich mindestens zwei Jahre in einem Amt der Lauf-
bahn der zweiten Einstiegsebene der Laufbahn-
gruppe 1 in der Fachrichtung Justiz mit dem fach-
lichen Schwerpunkt Justizdienst bewährt hat,

4. die für den Gerichtsvollzieherdienst erforderliche
persönliche und gesundheitliche Eignung besitzt so-
wie

5. in geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen lebt.
Sind mehr Gerichtsvollzieher auszubilden, als Bewerber
vorhanden sind, die die Voraussetzungen nach Satz 1
erfüllen, können abweichend von Satz 1 Nummer 1 und 3
auch Bewerber zugelassen werden, die zum Freistaat
Sachsen in einem anderen Beamtenverhältnis als dem Be-
amtenverhältnis auf Lebenszeit oder nicht in einem Beam-
tenverhältnis stehen.

(2) Zur Gerichtsvollzieherausbildung ist zuzulassen,
wer die vorbereitende Ausbildung gemäß § 4a erfolgreich
absolviert hat und die Voraussetzungen nach Absatz 1
Satz 1 Nummer 4 und 5 erfüllt.

(3) Über die Zulassung entscheidet der Präsident des
Oberlandesgerichts als Einstellungsbehörde.

§ 3a
Zulassung weiterer Bewerber

(1) Sind in einem Einstellungsjahrgang mehr Ge-
richtsvollzieher auszubilden, als Bewerber vorhanden
sind, die die Voraussetzungen nach § 3 Absatz 1 erfüllen,
kann zur vorbereitenden Ausbildung zugelassen werden,
wer die Voraussetzungen nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 4 und 5 erfüllt,
1. in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zum Frei-

staat Sachsen steht und
a) ein Amt der zweiten Einstiegsebene der Lauf-

bahngruppe 1 ausübt, ohne eine entsprechende
Laufbahnausbildung absolviert zu haben, oder
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b) die Laufbahnausbildung mit einem anderen fach-
lichen Schwerpunkt, in einer anderen Fachrich-
tung der zweiten Einstiegsebene der Laufbahn-
gruppe 1 oder, sofern nicht die Voraussetzungen
nach § 1 Nummer 2 vorliegen, für eine Laufbahn
der Laufbahngruppe 2 erfolgreich absolviert hat,

2. ohne in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zum
Freistaat Sachsen zu stehen, die Voraussetzungen
nach Nummer 1 Buchstabe b erfüllt oder

3. die Voraussetzungen nach § 16 Absatz 1 Nummer 2
des Sächsischen Beamtengesetzes erfüllt,
a) in einem unbefristeten Beschäftigungsverhältnis

zum Freistaat Sachsen im Geschäftsbereich des
Staatsministeriums der Justiz steht oder

b) eine Ausbildung zum Justizfachangestellten, zum
Rechtsanwalts- oder Notarfachangestellten, eine
kaufmännische oder eine andere, für die Tätigkeit
eines Gerichtsvollziehers förderliche Berufsaus-
bildung abgeschlossen hat

und sich in einer entsprechenden Tätigkeit mindes-
tens drei der letzten fünf Jahre vor Beginn der vor-
bereitenden Ausbildung bewährt hat.

(2) Über die Zulassung entscheidet der Präsident des
Oberlandesgerichts.

§ 4
Rechtsstellung

(1) Zur vorbereitenden Ausbildung und zur Gerichts-
vollzieherausbildung werden die Gerichtsvollzieherbewer-
ber, die sich bereits in einem Beamtenverhältnis zum Frei-
staat Sachsen befinden, an die jeweilige Ausbildungsstelle
abgeordnet.

(2) Die Gerichtsvollzieherbewerber im Sinne von § 3a
Absatz 1 Nummer 3 werden unter Berufung in das Be-
amtenverhältnis auf Widerruf eingestellt. Sie führen die
Dienstbezeichnung ,Gerichtsvollzieheranwärter‘ oder ,Ge-
richtsvollzieheranwärterin‘. In diesem Fall bilden die vorbe-
reitende Ausbildung, die Gerichtsvollzieherausbildung und
die Gerichtsvollzieherprüfung einen Vorbereitungsdienst
im Sinne von § 18 des Sächsischen Beamtengesetzes.

§ 4a
Vorbereitende Ausbildung

(1) Die vorbereitende Ausbildung beginnt zum 15. April
eines jeden Jahres und dauert bis zum Beginn der Ge-
richtsvollzieherausbildung. Sie umfasst fachtheoretische
und praktische Ausbildungsabschnitte. Die fachtheore-
tischen Ausbildungsabschnitte finden an der Bayerischen
Justizakademie nach Maßgabe des vom Bayerischen
Staatsministerium der Justiz genehmigten Rahmenstoff-
plans statt.

(2) Die vorbereitende Ausbildung leitet der Präsident
des Oberlandesgerichts mit Ausnahme der fachtheore-
tischen Ausbildung, die unter der Verantwortung des Lei-
ters der Bayerischen Justizakademie steht. § 9 gilt ent-
sprechend.

(3) Der Leiter der Bayerischen Justizakademie erstellt
über den fachtheoretischen Lehrgang ein Zeugnis, in dem
Anlagen, Kenntnisse und Leistungen gewürdigt werden.

(4) Während der fachtheoretischen Ausbildung ist
die Gewährung von Erholungsurlaub grundsätzlich aus-
geschlossen.

(5) Die vorbereitende Ausbildung endet mit einer
mündlichen Prüfung, in der festgestellt wird, inwiefern die
Gerichtsvollzieherbewerber nach ihrer Persönlichkeit, ihrem
allgemeinen Bildungsstand und ihren fachlichen Kenntnis-
sen für die Gerichtsvollzieherausbildung geeignet sind. Sie
ist Zwischenprüfung im Sinne von § 40 Absatz 1 Nummer 2
des Sächsischen Beamtengesetzes. Die mündliche
Prüfung wird in entsprechender Anwendung von Ziffer VI
der Anlage von dem beim Bayerischen Staatsministerium
der Justiz errichteten Landesjustizprüfungsamt nach den
dort geltenden Vorschriften durchgeführt.

(6) Gerichtsvollzieherbewerber, die die mündliche
Prüfung nach Absatz 5 nicht bestanden haben, können
die mündliche Prüfung einmal wiederholen. Der Präsident
des Oberlandesgerichts bestimmt, ob für die Wieder-
holung der mündlichen Prüfung eine nochmalige Teil-
nahme an der vorbereitenden Ausbildung erforderlich ist.
Die Prüfung ist im gesamten Umfang zu wiederholen. Das
beim Bayerischen Staatsministerium der Justiz errichtete
Landesjustizprüfungsamt bestimmt den Termin der Wie-
derholungsprüfung.“

6. § 5 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift wird das Wort „Ausbildung“ durch

das Wort „Gerichtsvollzieherausbildung“ ersetzt.
b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Dauer und Gliederung der Gerichtsvollzie-
herausbildung richten sich nach Ziffer III der Anlage.“

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 2 werden die Wörter „der Gerichtsvollzie-

herbewerber“ gestrichen, das Wort „Verwaltungs-
vereinbarung“ wird durch das Wort „Anlage“ und
die Wörter „Justizschule Pegnitz“ werden durch
das Wort „Justizakademie“ ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefügt:
„Während der fachtheoretischen Ausbildung ist
die Gewährung von Erholungsurlaub grundsätz-
lich ausgeschlossen.“

d) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „im Einver-
nehmen mit dem Staatsministerium der Justiz“ ge-
strichen.

7. § 6 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Bewerber“ durch das
Wort „Gerichtsvollzieherbewerber“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Bewerbers“ durch das
Wort „Gerichtsvollzieherbewerbers“ ersetzt.

b) In Absatz 3 wird jeweils das Wort „Bewerber“ durch
das Wort „Gerichtsvollzieherbewerber“ ersetzt.

8. § 7 wird aufgehoben.

9. § 8 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die praktische Ausbildung vermittelt die fach-
lichen Kenntnisse, Methoden und praktischen
Fähigkeiten, die zur Erfüllung der Aufgaben eines
Gerichtsvollziehers benötigt werden.“
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bb) In Satz 3 wird das Wort „Bewerber“ durch das
Wort „Gerichtsvollzieherbewerber“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„Das Ziel der praktischen Ausbildung bestimmt
Art und Umfang der Arbeiten, die den Gerichts-
vollzieherbewerbern zu übertragen sind. Sie sind
mit den wesentlichen Arbeiten ihres späteren
Tätigkeitsbereichs vertraut zu machen und zu
deren selbstständiger Erledigung anzuleiten.“

bb) In Satz 3 wird das Wort „Bewerber“ durch das
Wort „Gerichtsvollzieherbewerber“ ersetzt.

10. In § 9 Satz 1 wird das Wort „Bewerber“ durch das Wort
„Gerichtsvollzieherbewerber“ ersetzt.

11. § 10 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Während des einführenden Abschnitts der
praktischen Ausbildung beim Gerichtsvollzieher sol-
len die Gerichtsvollzieherbewerber einen Überblick
über ihr künftiges Aufgabengebiet erhalten.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „Bewerbern“ durch das

Wort „Gerichtsvollzieherbewerbern“ ersetzt.
bb) In Satz 2 wird das Wort „Ausbildungsabschnittes“

durch das Wort „Abschnittes“ und das Wort „Be-
werbern“ wird durch das Wort „Gerichtsvollzie-
herbewerbern“ ersetzt.

c) In Absatz 3 wird das Wort „Bewerber“ durch das Wort
„Gerichtsvollzieherbewerber“ ersetzt.

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „Bewerber“ durch das

Wort „Gerichtsvollzieherbewerber“ ersetzt.
bb) In Satz 2 wird das Wort „Bewerbern“ durch das

Wort „Gerichtsvollzieherbewerbern“ ersetzt.
e) Absatz 5 wird aufgehoben.

12. § 11 Absatz 2 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:
„Während der übrigen praktischen Ausbildung können
dienstbegleitende Lehrveranstaltungen durchgeführt wer-
den. Das Nähere regelt ein vom Staatsministerium der
Justiz genehmigter Rahmenstoffplan.“

13. § 12 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 wird das Wort „Bewerbern“ durch das Wort

„Gerichtsvollzieherbewerbern“ ersetzt.
b) In Satz 2 wird das Wort „Bewerber“ durch das Wort

„Gerichtsvollzieherbewerber“ ersetzt.

14. § 13 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird das Wort „Bewerber“ durch das Wort

„Gerichtsvollzieherbewerber“ und die Angabe „§ 3
Abs. 1 Nr. 4 und 5“ wird durch die Wörter „§ 3 Absatz 1
Satz 1 Nummer 4 und 5“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Justizschule Pegnitz“
durch das Wort „Justizakademie“ ersetzt.

c) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Bewerber“ durch
das Wort „Gerichtsvollzieherbewerber“ ersetzt.

15. § 14 wird wie folgt gefasst:
„§ 14

Prüfung

(1) Die Gerichtsvollzieherprüfung wird nach Maßgabe
der Anlage von dem beim Bayerischen Staatsministerium

der Justiz errichteten Landesjustizprüfungsamt nach den
dort geltenden Vorschriften durchgeführt.

(2) Für Gerichtsvollzieherbewerber im Sinne von § 3a
Absatz 1 Nummer 3 gilt die Gerichtsvollzieherprüfung als
Laufbahnprüfung im Sinne von § 17 Absatz 1 Nummer 2
Buchstabe a des Sächsischen Beamtengesetzes für die
Laufbahn der zweiten Einstiegsebene der Laufbahngrup-
pe 1 in der Fachrichtung Justiz.“

16. § 15 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 2 werden die Wörter „des gehobenen und

höheren Dienstes“ durch die Wörter „der Laufbahn-
gruppe 2“ ersetzt.

b) In Satz 3 wird das Wort „Verwaltungsvereinbarung“
durch das Wort „Anlage“ ersetzt.

17. In § 16 wird das Wort „Verwaltungsvereinbarung“ durch
das Wort „Anlage“ und die Wörter „des gehobenen und
höheren Dienstes“ werden durch die Wörter „der Lauf-
bahngruppe 2“ ersetzt.

18. § 17 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Bewerber“ durch

das Wort „Gerichtsvollzieherbewerber“, die Angabe
„Nr.“ wird durch das Wort „Nummer“ und das Wort
„Verwaltungsvereinbarung“ wird durch das Wort „An-
lage“ ersetzt.

b) In den Absätzen 3 und 5 wird jeweils das Wort „Bewer-
ber“ durch das Wort „Gerichtsvollzieherbewerber“ er-
setzt.

c) In Absatz 6 wird das Wort „Verwaltungsvereinbarung“
durch das Wort „Anlage“ ersetzt.

19. § 18 wird wie folgt gefasst:
„§ 18

Bewertung der Leistungen

(1) Die einzelnen Leistungen sind mit einer der folgen-
den Punktzahlen und der sich daraus ergebenden Note
(Einzelnote) zu bewerten:

Punktzahl Note Beschreibung 
13 bis 15 Punkte sehr gut eine besonders her-

vorragende Leis-
tung

10 bis 12 Punkte gut eine Leistung, die 
die durchschnittli-
chen Anforderungen 
übertrifft

7 bis 9 Punkte befriedigend eine Leistung, die in 
jeder Hinsicht 
durchschnittlichen 
Anforderungen ent-
spricht 

4 bis 6 Punkte ausreichend eine Leistung, die 
trotz ihrer Mängel 
durchschnittlichen 
Anforderungen noch 
entspricht 
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(2) Durchschnittspunktzahlen, insbesondere Gesamt-
noten, sind jeweils auf zwei Dezimalstellen zu berechnen.
Eine sich ergebende dritte Dezimalstelle wird nicht be-
rücksichtigt. Den errechneten Durchschnittspunktzahlen
entsprechen folgende Noten:

20. § 19 wird aufgehoben.

21. In § 20 wird das Wort „Verwaltungsvereinbarung“ durch
das Wort „Anlage“ ersetzt.

22. In § 21 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Verwaltungsverein-
barung“ durch das Wort „Anlage“ ersetzt.

23. In § 22 Nummer 1 werden die Wörter „Bewerber eröffnet“
durch das Wort „Gerichtsvollzieherbewerber schriftlich be-
kannt gegeben“ ersetzt.

24. In § 23 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Bewerber“ durch
das Wort „Gerichtsvollzieherbewerber“ ersetzt.

25. § 24 wird wie folgt gefasst:
„§ 24

Verwendung nach der Prüfung

Gerichtsvollzieherbewerbern, die die Gerichtsvollzie-
herprüfung bestanden haben, sollen die Aufgaben eines
Gerichtsvollziehers übertragen werden. Die Ernennung
zum Gerichtsvollzieher soll erfolgen, nachdem der Ge-
richtsvollzieherbewerber mindestens ein Jahr nach der
Prüfung selbstständig im Gerichtsvollzieherdienst tätig ge-
wesen ist.“

26. § 25 wird wie folgt geändert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und die Angabe

„(APOGV)“ wird gestrichen.
b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Vor dem 15. Dezember 2016 erworbene Be-
fähigungen zum Gerichtsvollzieher bleiben unberührt.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft.

Dresden, den 5. Dezember 2016

Der Staatsminister der Justiz
Sebastian Gemkow

Punktzahl Note Beschreibung 
1 bis 3 Punkte mangelhaft eine an erheblichen 

Mängeln leidende, 
im Ganzen nicht 
mehr brauchbare 
Leistung 

0 Punkte ungenügend eine völlig un-
brauchbare Leis-
tung

Durchschnittspunktzahl Note 
12,50 bis 15,00 Punkte sehr gut 
9,50 bis 12,49 Punkte gut 
6,50 bis 9,49 Punkte befriedigend 
3,50 bis 6,49 Punkte ausreichend 
0,50 bis 3,49 Punkte mangelhaft 
0 bis 0,49 Punkte ungenügend“. 

605

15. Dezember 2016 Nr. 14 Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt



Verordnung
der Stadt Leipzig

zur Aufhebung des Flächennaturdenkmals (FND)
„Saatkrähenbrutkolonie Stötteritzer Wäldchen“

Vom 24. Oktober 2016

Auf Grund von §§ 18, 46 Absatz 1 Nummer 3, § 47 Ab-
satz 1, § 48 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, Absatz 4 und § 51 Ab-
satz 1 des Sächsischen Naturschutzgesetzes vom 6. Juni 2013
(SächsGVBl. S. 451), das zuletzt durch Artikel 25 des Gesetzes
vom 29. April 2015 (SächsGVBl. S. 349) geändert worden ist, in
Verbindung mit §§ 28 und 22 Absatz 2 Satz 1 des Bundesnatur-
schutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt
durch Artikel 19 des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 (BGBl. I
S. 2258) geändert worden ist, wird durch die Stadt Leipzig als
untere Naturschutzbehörde verordnet:

§ 1
Aufhebung des Schutzstatus

Die Rechtsverordnung der Stadt Leipzig als untere Natur-
schutzbehörde zum Schutz des Flächennaturdenkmals (FND)
„Saatkrähenbrutkolonie Stötteritzer Wäldchen“, Beschluss Num-
mer 178/95 der Ratsversammlung der Stadt Leipzig vom 22. Fe-
bruar 1995 (veröffentlicht im Leipziger Amtsblatt Nummer 7
vom 1. April 1995), wird aufgehoben.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft.

Leipzig, den 24. Oktober 2016

Stadt Leipzig
Jung

Oberbürgermeister
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Achte Verordnung
des Landratsamtes Sächsische Schweiz-Osterzgebirge

zur Änderung der Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes
„Oberes Osterzgebirge“

Vom 10. November 2016

Auf Grund von § 26 des Bundesnaturschutzgesetzes vom
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 19 des
Gesetzes vom 13. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2258) geändert
worden ist, in Verbindung mit § 20 Absatz 4, § 48 Absatz 1
Nummer 2, § 48 Absatz 4 und § 46 Absatz 1 Nummer 3 des
Sächsischen Naturschutzgesetzes vom 6. Juni 2013
(SächsGVBl. S. 451), das zuletzt durch Artikel 25 des Gesetzes
vom 29. April 2015 (SächsGVBl. S. 349) geändert worden ist,
wird verordnet:

§ 1
Erklärung zum Ausgliederungsgebiet

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche auf dem Gebiet der
Stadt Glashütte, Gemarkung Oberfrauendorf, Landkreis
Sächsische Schweiz-Osterzgebirge, wird aus dem Land-
schaftsschutzgebiet „Oberes Osterzgebirge“ ausgegliedert.

§ 2
Ausgliederungsgegenstand

(1) Das Ausgliederungsgebiet umfasst eine Größe von cir-
ca 2,4 Hektar. Es beinhaltet auf dem Gebiet der Gemarkung
Oberfrauendorf einen Teil des Flurstücks 63/6 sowie einen Teil
des Flurstücks 64/9.

(2) Das Ausgliederungsgebiet ist in einer Liegenschafts-
karte des Landratsamtes Sächsische Schweiz-Osterzgebirge
vom 10. November 2016 im Maßstab 1 : 3 000 rot umgrenzt ein-
getragen. Maßgebend für den Grenzverlauf ist die Linienmitte
der Grenzeintragung auf der Liegenschaftskarte. Die Karte ist
Bestandteil der Verordnung.

(3) Die Verordnung mit Karte ist beim Landratsamt Säch-
sische Schweiz-Osterzgebirge, Abteilung Umwelt, Referat Natur-
schutz, zur kostenlosen Einsicht durch jedermann während der
Sprechzeiten niedergelegt.

§ 3
Inkrafttreten

Die Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Pirna, den 10. November 2016

Landratsamt Sächsische Schweiz-Osterzgebirge
Geisler
Landrat
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Berichtigung
des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen

der Bekanntmachung der Neufassung
der Sächsischen Beihilfeverordnung

Vom 24. November 2016

In der Bekanntmachung der Neufassung der Sächsischen
Beihilfeverordnung vom 24. August 2016 (SächsGVBl. S. 383)
ist die Neufassung wie folgt zu berichtigen:

1. § 27 Absatz 5 ist wie folgt zu berichtigen:
a) Satz 2 ist wie folgt zu berichtigen:

aa) In Nummer 1 ist nach dem Wort „Sitzungen“ ein
Komma einzufügen und das Wort „und“ zu strei-
chen.

bb) In Nummer 2 Buchstabe b ist nach dem Wort „Mi-
nuten“ ein Komma einzufügen.

cc) In Nummer 3 Buchstabe b ist nach dem Wort „Mi-
nuten“ ein Punkt anzufügen.

b) Satz 4 ist wie folgt zu berichtigen:
Das Wort „Satz“ ist durch die Wörter „den Sätzen“ zu
ersetzen.

2. In § 33 Absatz 1 Satz 1 ist das Wort „Sächsisches“ durch
das Wort „Sächsischen“ zu ersetzen.

3. In § 51 Absatz 2 Satz 4 sind die Wörter „findet Absatz“
durch die Wörter „finden die Absätze“ zu ersetzen.

4. In Anlage 1 Nummer 1 Großbuchstabe P ist Buchstabe d
zu streichen.

Dresden, den 24. November 2016

Sächsisches Staatsministerium der Finanzen
Hartung

Referatsleiterin
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